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Vorwort
Dieses Buch bereitet Studierende der Rechtswissenschaft und der Wirtschaftswissenschaften auf die im Bereich des Steuerrechts geforderten Studienleistungen vor. Soweit das Steuerrecht in der universitären Juristenausbildung einen eigenen Schwerpunktbereich bildet oder Teil eines Schwerpunktbereichs ist, müssen zum Stoff der einzelnen Vorlesungen Abschlussklausuren oder auch zum gesamten Stoff Examensklausuren geschrieben werden. Die häusliche Arbeit besteht in der Regel in einer Seminararbeit.
Das Buch enthält wichtige Hinweise für die Prüfungsvorbereitung, vierzehn Musterklausuren und eine Musterseminararbeit. Fast alle Arbeiten sind Studierenden bereits als Prüfungsarbeiten gestellt und damit „erprobt“ worden. Sie weisen unterschiedliche Schwierigkeitsgrade und Bearbeitungszeiten auf. Die Falllösungen enthalten auch Hinweise auf typische Fehler, die in den Klausurlösungen der Studierenden auftraten. Die Klausuren wurden den prüfungsrelevanten Themengebieten im Steuerrecht zugeordnet und eignen sich deshalb auch gut zur Prüfungsvorbereitung. Im Anschluss an die Musterfälle dienen Übersichten dazu, diesen Stoff schnell und effizient zu wiederholen.
Studierende der Wirtschaftswissenschaften sind mit der juristischen Arbeitsweise naturgemäß wenig vertraut. Studierende der Rechtswissenschaft üben zwar die Bearbeitung von Klausuren vom ersten Semester an, haben aber in der Regel kaum Erfahrung im Schreiben von Seminararbeiten. Allein durch die richtige Arbeitstechnik können bereits viele Fehler vermieden werden. Auch die Anforderungen an die inhaltliche Gestaltung sind vielen Studierenden nicht hinreichend klar. Hier leistet dieses Buch Hilfestellung, indem es neben den Regeln zur äußeren Gestaltung auch Tipps und Hinweise zur inhaltlichen Aufarbeitung des Themas und zur überzeugenden juristischen Argumentation gibt. Wer die dargestellten Hinweise zur Prüfungsvorbereitung befolgt und die Fälle durchgearbeitet hat, sollte für die Prüfungen im Schwerpunktfach Steuerrecht bestens gerüstet sein.
Cedric Kawa und Hendrik Prinz (Universität Leipzig) sowie Sabrina Wortmann und Hans Zilles (Universität Trier) haben uns bei der Erstellung bzw Aktualisierung der einzelnen Fälle unterstützt. Frau Lena Rath (ehemals Universität Leipzig) hat uns ihre originale Seminararbeit als Muster überlassen. Der Überblick über die Studienmöglichkeiten im Steuerrecht und die unterschiedlichen Anforderungen in den Schwerpunktfachstudienordnungen wurden von Friedrich Frick und Clara Klein aktualisiert. Allen sei herzlich gedankt.
Hinweise und Anregungen aus dem Leserkreis sind sehr willkommen 
(E-Mail: steuerrecht@uni-leipzig.de oder steuerrecht@uni-trier.de).
 
Leipzig und Trier, im August 2021
Marc Desens
Henning Tappe
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            1. Teil
             
            Allgemeiner Teil
            

        
            
        

            A.
             
            Hinweise zur Arbeit mit diesem Buch
            

        
            
                1
                

            

            
                
                Drei Eigenschaften brauchen gute Juristinnen und Juristen: Sie müssen klar und analytisch denken, sie müssen verständlich und gefällig schreiben, und sie müssen überzeugend sprechen können. Denn zentrales Element der juristischen Arbeit ist das Argumentieren. Juristisches Wissen erwirbt man durch Lernen, die genannten Eigenschaften (das „Können“) erwirbt man durch Üben. Das Argumentieren lässt sich bei vielen Gelegenheiten trainieren, im persönlichen Gespräch in familiärer Runde, im Streit über die richtige Politik, in der Deutung eines Films oder eines Buchs usw. Die 
                    juristische
                     Argumentation unterliegt aber bestimmten Regeln: In der Fallbearbeitung darf nur das erörtert werden, worauf es bei der Lösung ankommt. Bei der Anwendung der einschlägigen Normen ist die Subsumtionstechnik zu beachten. In der Seminar- oder Studienarbeit, einer wissenschaftlichen Erörterung, kommt es hingegen darauf an, das Thema in seiner Komplexität abstrakt zu erfassen und die richtigen Schwerpunkte zu setzen.
                

            

        

        
            
                2
                

            

            
                
                Juristisches Wissen muss sich am Fall bewähren. Die Fallbearbeitung und -lösung ist der „Test“, ob man die gelernten Kenntnisse anwenden kann, ob man Zusammenhänge verstanden hat, aus Strukturen und Rechtsfiguren eigenständig Argumentationslinien entwickeln kann und die gedanklichen Schritte bis zum Ergebnis folgerichtig aufbauen kann. In der Fallbearbeitung erweist sich, ob der Wissenstransfer gelingt. Gute und im Examen erfolgreiche Fallbearbeitung setzt nicht nur fundiertes Wissen, sondern auch handwerkliches Können voraus, angefangen von der richtigen Zeiteinteilung bis hin zur methodisch korrekten Problembearbeitung. Dieses Buch soll den Studierenden eine Hilfestellung geben, den handwerklichen Teil der steuerjuristischen Ausbildung zu üben. Es ergänzt damit das Lehrbuch 
                    (Birk/Desens/Tappe, Steuerrecht, 24. Auflage 2021)
                     und setzt das dort im systematischen Zusammenhang dargestellte Wissen voraus. Auf das Lehrbuch wird durchgehend Bezug genommen.
                

            

        

        
            
                3
                

            

            
                
                Das Fallbuch ist folgendermaßen aufgebaut: Zunächst (1. Teil, Abschnitt A) wird ein Überblick über die unterschiedlichen Zuschnitte der Schwerpunktfächer gegeben, in denen Steuerrecht eine Rolle spielt. Steuerrecht ist nur an wenigen Universitäten ein eigenständiges Schwerpunktfach, in der Regel wird es im 
                    „Kombipack“
                     mit anderen Lehrinhalten angeboten. Wer plant, sich später auf das Steuerrecht zu spezialisieren, sollte schon jetzt eine der Universitäten wählen, die eine solche Spezialisierung im Schwerpunktfach ermöglichen.
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                Prüfungsleistungen im Schwerpunktfach sind in der Regel Klausuren und häufig eine Studien- bzw Seminararbeit, die mit einer mündlichen Präsentation verbunden ist (Referat). Die Prüfungsvorbereitung konzentriert sich deshalb normalerweise auf das Üben von Klausuren (Falltechnik), auf das Erstellen der Seminararbeit und eine gelungene Präsentation. Einige Prüfungsordnungen sehen auch Hausarbeiten vor.
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                Im Abschnitt B des 1. Teils finden die Leser ausführliche Hinweise und Ratschläge zur Prüfungsvorbereitung, also Aufbauhinweise und typische Fragestellungen in Klausuren, Hinweise zur Gestaltung von Seminararbeiten und Ratschläge und Tipps für eine gelungene mündliche Präsentation. Außerdem werden die Besonderheiten der Fallbearbeitung im Rahmen einer Hausarbeit gegenüber der klausurmäßigen Falllösung erläutert.
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                Der 2. Teil besteht aus Musterprüfungsleistungen, die zum Durcharbeiten für die Studierenden gedacht sind. Zunächst werden vierzehn Musterklausuren mit Lösungen zu verschiedenen zentralen und durchweg examensrelevanten Problemen des Steuerrechts vorgestellt, die durchgearbeitet werden sollten. Es handelt sich um Original-Klausuren, die in einer Übung im Steuerrecht oder im Schwerpunktbereich als Abschluss- bzw Examensklausuren gestellt worden sind.
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                Dann folgt eine Originalseminararbeit aus dem Bereich Immobilienbesteuerung, die eine Studentin im 9. Semester erstellt hat und die mit einem Prädikat bewertet wurde. Sie soll den Studierenden des Schwerpunktfachs als „Muster“ für eine gelungene und überzeugende Seminarleistung dienen. Das Gutachten des Korrektors ist angefügt.
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                Der Lerneffekt ist am größten, wenn in drei Schritten vorgegangen wird: Am Kopf des Klausurtextes ist der Stoff benannt, dessen Kenntnis für die Lösung der Klausur erforderlich ist, mit Hinweisen zu den entsprechenden Kapiteln im Lehrbuch. Fühlen Sie sich in den genannten Gebieten noch unkundig oder unsicher, so können Sie sich zunächst die angeführten Kapitel durchlesen 
                    (Schritt 1)
                    . Im Anschluss daran sollte die Klausur möglichst in einem Stück in der vorgegebenen Bearbeitungszeit gelöst werden 
                    (Schritt 2).
                     Dabei empfiehlt es sich, so vorzugehen, wie es im Abschnitt Prüfungsvorbereitung (1. Teil, Abschnitt C, II.) beschrieben ist. Die Klausurlösung sollte vollständig ausformuliert werden. Zum einen werden Argumentationsmängel und gedankliche Sprünge häufig erst erkennbar, wenn die Überlegungen zu Papier gebracht werden. Zum anderen ist gerade auch Formulierungsstärke ein wesentlicher Teil der gelungenen juristischen Argumentation und damit auch ein beträchtlicher Teil der Prüfungsleistung. Diese lässt sich aber nur durch Üben erreichen.
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                Auch wenn Sie glauben, die Probleme zu kennen, sollten Sie sich zwingen, diese am Fall zu erproben und die Lösung auszuformulieren. Erst wenn der Fall vollständig gelöst ist, kann überprüft werden, ob alle Probleme erkannt und behandelt, die Schwerpunkte richtig gesetzt wurden und der Gedankengang folgerichtig ist. Erst danach sollte die Musterlösung gelesen werden 
                    (Schritt 3)
                    . Weicht – wie regelmäßig – die eigene Lösung von der Musterlösung ab, sollten Sie sich überlegen, warum das so ist und ob die eigene Lösung ebenfalls vertretbar ist. Für den Prüfungserfolg ist 
                    nicht
                     entscheidend, die Musterlösung „zu treffen“, sondern eine eigene vertretbare und möglichst auch überzeugende Lösung zu präsentieren, die unter Beweis stellt, dass Sie über das erforderliche Wissen verfügen und die Regeln der Fallbearbeitung (das „Können“) beherrschen. Wer sich den materiellen Wissensstoff durch das Lehrbuch angeeignet und mit Hilfe dieses Fallbuches erprobt hat, müsste für steuerrechtliche Prüfungen bestens gerüstet sein.
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                Außerdem finden sich im Anschluss an die Lösung aller Fälle Übersichten, mit denen versucht wird, zentrale Bereiche steuerrechtlichen Basiswissens zu vermitteln. Die Übersichten eignen sich besonders zur Wiederholung des in steuerrechtlichen Vorlesungen und/oder mit dem Lehrbuch erarbeiteten Wissens. Ziel ist, sich schnell – teils auch mittels graphischer Darstellungen – das Wesentliche in Erinnerung zu rufen. Gerade kurz vor den einzelnen Examensleistungen (Klausuren, mündlicher Vortrag) kann dies oft nützlich sein, wenngleich die Übersichten nur dazu dienen, sich die Strukturen nochmals klar zu machen. Dieser Teil richtet sich an die Studierenden, die sich den Wissensstoff zuvor bereits erschlossen haben. Empfohlen wird denjenigen, die sich im Stoff noch unsicher fühlen, zunächst die Übersichten zur Hand zu nehmen und sich der Strukturen des Stoffs anhand der Übersichten zu vergewissern. Wer sich dagegen schon sicher genug fühlt, kann zunächst die Klausur unter Klausurbedingungen lösen und die Übersichten danach zur Wiederholung nutzen.
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            Steuerrecht als Schwerpunktbereich oder Teil eines Schwerpunktbereiches
            

        
            
        

            I.
             
            Warum Steuerrecht?
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                Die weit verbreitete Meinung über die Kompliziertheit des Steuerrechts, die Ankündigung immer neuer Reformen und die Größe des Rechtsgebiets verunsichern viele Studierende. Sie haben Angst, in der Stoffmasse zu versinken, die Orientierung zu verlieren und sich damit einem höheren Examensrisiko als in anderen Schwerpunktfächern auszusetzen.
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                Doch diese Angst ist unbegründet. Zwar ist das Steuerrecht ein anspruchsvolles Rechtsgebiet, aber diejenigen, die sich dafür entscheiden, werden behutsam und Schritt für Schritt in die Grundstrukturen eingeführt. Steuerliche Vorkenntnisse werden bei der Wahl des Schwerpunktfachs nicht vorausgesetzt. Das Schwerpunktfach ist stofflich regelmäßig begrenzt auf das Besteuerungsverfahren sowie zentrale Gebiete des Einkommensteuerrechts und des Unternehmenssteuerrechts.
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                Wer sich für das Steuerrecht entscheidet, wird reich belohnt. Für Steuerjuristinnen und -juristen eröffnen sich ganz neue und vielversprechende Berufsfelder und Berufschancen. Schnell werden Sie erkennen, dass es sich um ein abwechslungsreiches und spannendes Rechtsgebiet handelt: nahe an der Politik, der Wirtschaft und immer wieder im Zentrum der Wertediskussion der Gesellschaft. Steuerfragen sind Gerechtigkeitsfragen, mehr als in anderen Rechtsgebieten stellt sich die Frage nach der Gleichheit und Belastungsgerechtigkeit. So ist das Steuerrecht – entgegen manchem Vorurteil – nicht trocken und technisch, sondern erschließt sich gerade den wissenschaftlich Interessierten erst in größeren Zusammenhängen. Und ist es nicht schön, im ständigen Reformprozess, den die Besteuerungsordnung auszeichnet, mitdiskutieren, den Wirtschaftsteil einer Zeitung besser verstehen und schließlich auch eigene Steuerangelegenheiten besser gestalten und ordnen zu können?
                

            

        

        
            
        

            II.
             
            Schwerpunktstudium
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                Die Grundsätze des rechtswissenschaftlichen Studiums sind in den § 5, § 5a, § 5d des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) geregelt. Hiernach besteht die „erste Prüfung“ aus einer universitären Schwerpunktbereichsprüfung und einer staatlichen Pflichtfachprüfung. Die universitäre Prüfung fließt zu 30 %, die staatliche Prüfung zu 70 % in die Gesamtnote der ersten Prüfung ein. Nach bundesrechtlichen Vorgaben stehen beide Prüfungen – abgesehen von der anteiligen Bildung der Gesamtnote – in keinem rechtlichen, zeitlichen oder organisatorischen Zusammenhang. Die Länder können jedoch genauere Regelungen treffen.
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                In der universitären Schwerpunktbereichsprüfung ist nach § 5d Abs. 2 Satz 2 DRiG mindestens eine schriftliche Leistung zu erbringen. Weitere Anforderungen regelt das Gesetz nicht. Mit den Schwerpunktbereichen werden eine stärkere Spezialisierung und eine frühere Berufsorientierung im Studium angestrebt, als dies mit den bisherigen Wahlfächern der Fall war. Die rechtswissenschaftlichen Fakultäten erhalten durch die minimalen inhaltlichen Vorgaben des DRiG die Möglichkeit, sich mit Schwerpunktsetzungen gegenüber anderen Fakultäten zu profilieren. Hierdurch soll auch ein sinnvoller Wettbewerb zwischen den Universitäten gefördert werden.
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                Die Länder haben hierzu unterschiedliche Ausbildungsgesetze und -verordnungen erlassen. Die Universitäten regeln weitere Einzelheiten durch Studienpläne, Studienordnungen (oft in Zwischenprüfungsordnung und Schwerpunkbereichsordnung unterteilt) sowie Prüfungsordnungen.
                

                Damit gestaltet sich die Situation im Schwerpunktbereich an den Universitäten äußerst vielfältig. Die nachfolgenden Ausführungen sollen einen Überblick über ein Schwerpunktstudium im Steuerrecht geben. Für Einzelheiten ist ein Selbststudium der jeweiligen Rechtsgrundlagen unbedingt erforderlich. Auch können sich die Regelungen nach Drucklegung geändert haben.
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            Studienmöglichkeiten im Steuerrecht
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                Steuerrecht ist nach den Juristenausbildungsgesetzen der Länder nicht Gegenstand der ersten staatlichen Prüfung (kein Pflichtfach).
                

                An den meisten juristischen Fakultäten bzw Fachbereichen werden Veranstaltungen im Steuerrecht aber im Schwerpunktstudium angeboten. Hierbei ist zu unterscheiden, ob Steuerrecht als eigener Schwerpunktbereich oder Teil eines Schwerpunktbereiches gewählt werden kann. Bei Letzterem bestehen weitere Varianten:
                

                
                    
                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Steuerrecht steht als Schwerpunktfach selbstständig neben einem anderen Schwerpunktfach (sog. Kombinationsmodell)
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Steuerrecht ist Bestandteil im Pflichtbereich und Wahl(pflicht)bereich eines Schwerpunktbereiches (meist Wirtschafts- und Unternehmensrecht)
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Steuerrecht wird als Wahl(pflicht)fach eines Schwerpunktbereiches angeboten
                                

                        

                    
                

            

        

        
            
        

            Übersicht: Steuerrecht an deutschen Universitäten
            

        
            
                18
                

            

            
                
                
                    
                        
                            	
                                
                                    Universität
                                

                            
                            	
                                Eigener Schwerpunkt
                                

                            
                            	
                                Teil eines Schwerpunktes
                                

                            
                            	
                                Kein Schwerpunkt
                                

                            
                        

                    
                    
                        
                            	
                                Augsburg
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Bayreuth
                                

                            	
                            	
                                Unternehmen und Steuern; Wirtschafts-, Medizin- und Steuerstrafrecht; Internationales und Europäisches Steuerrecht als Teil des Schwerpunktes Internationales Recht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Berlin (FU)
                                

                            	
                            	
                                Unternehmens-, Wirtschafts-, und Steuerrecht (Unterschwerpunkt: Allgemeines Steuerrecht, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht)
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Berlin (HU)
                                

                            	
                            	
                                Europäisierung und Internationalisierung des Privat- und Wirtschaftsrechts (Unterschwerpunkt: Unternehmens- und Gesellschaftsrecht)
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Bielefeld
                                

                            	
                            	
                                Unternehmens- und Wirtschaftsrecht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Bochum
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Bonn
                                

                            	
                            	
                                Unternehmen, Kapitalmarkt und Steuern (mit Teilschwerpunkt: Steuern und Bilanzen)
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Bremen
                                

                            	
                            	
                                Internationales und Europäisches Wirtschaftsrecht (Grundzüge)
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Düsseldorf
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Erlangen-Nürnberg
                                

                            	
                            	
                                Wirtschaftsrecht (Unterschwerpunkt: Steuerrecht)
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Frankfurt/Main
                                

                            	
                            	
                                Unternehmen und Finanzen (Law and Finance)
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Frankfurt/Oder
                                

                            	
                            	
                                Privat- und Wirtschaftsrecht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Freiburg
                                

                            	
                            	
                                Handel und Wirtschaft
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Gießen
                                

                            	
                            	
                                Wirtschaftsrecht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Göttingen
                                

                            	
                            	
                            	
                                X
                                

                        

                        
                            	
                                Greifswald
                                

                            	
                                
                                

                            	
                            	
                                X
                                

                        

                        
                            	
                                Halle-Wittenberg
                                

                            	
                            	
                                Unternehmensrecht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Hamburg (Uni)
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Hamburg (Bucerius Law School)
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Hannover
                                

                            	
                            	
                                Handel, Wirtschaft und Unternehmen
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Heidelberg
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Jena
                                

                            	
                            	
                                Deutsches und Europäisches Öffentliches Recht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Kiel
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Köln
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Konstanz
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Leipzig
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Mainz
                                

                            	
                            	
                                Kombinationsmodell – Teilschwerpunkt Steuerrecht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Mannheim
                                

                            	
                            	
                                Wahlbereich im Besonderen Teil des Schwerpunktstudiums
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Marburg
                                

                            	
                            	
                                Recht des Unternehmens; Staat und Wirtschaft
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                München
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Münster
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Osnabrück
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Passau
                                

                            	
                            	
                                Gesellschafts- und Steuerrecht; Staat und Steuern; Öffentliches Wirtschafts- und Steuerrecht; Steuer- und Strafrecht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Potsdam
                                

                            	
                            	
                                Gesellschafts- und Steuerrecht
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Regensburg
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Saarland
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Trier
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Tübingen
                                

                            	
                                X
                                

                            	
                            	
                        

                        
                            	
                                Wiesbaden (EBS Law School)
                                

                            	
                            	
                                Steuerrecht ist relevant für den Bachelor of Laws (LL.B.) und für die wirtschaftswissenschaftliche Zusatzqualifikation Master in Business for Legal Professionals (M.A.).
                                

                            	
                        

                        
                            	
                                Würzburg
                                

                            	
                            	
                                Gesellschaftsrecht und Steuerrecht
                                

                            	
                        

                    
                

                
                    Stand:
                     Juni 2021
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                Um zum Studium im Schwerpunktbereich zugelassen zu werden, ist regelmäßig das Bestehen der Zwischenprüfung erforderlich. Teilweise wird auch ein Teilnahme- oder Leistungsnachweis in einem Seminar oder an Übungen für Fortgeschrittene verlangt.
                

                Das Schwerpunktstudium beginnt regelmäßig im 4. oder 5. Semester und dauert zwei bis vier Semester. An den meisten Universitäten müssen Vorlesungen im Umfang von 16 Semesterwochenstunden (SWS) besucht werden. Diese finden meist in Einzelvorlesungen à 2 SWS statt.
                

                Oft wird innerhalb des Schwerpunktbereiches zwischen einem Pflichtbereich (Grundlagenbereich/Kernbereich) und einem Wahlpflichtbereich (Unterschwerpunkt/Aufbaubereich/Wahlmodul) unterschieden.
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                Zum Pflichtbereich zählen regelmäßig Veranstaltungen zur/zum
                

                
                    
                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Einführung in das Steuerrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Verfassungsrechtliche Grundlagen des Steuerrechts
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Steuerschuld- und Steuerverfahrensrecht (Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung)
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Einkommensteuerrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Unternehmenssteuerrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Buchführung und Bilanzierung (Bilanzsteuerrecht)
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                Im Wahlpflichtbereich werden – je nach Fakultät – angeboten:
                

                
                    
                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Vertiefungen im Handels- und Gesellschaftsrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Vertiefungen im Unternehmenssteuerrecht (Besteuerung der Gesellschaften, Gewerbesteuer)
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Umsatzsteuerrecht und Verbrauchsteuerrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Europäisches und Internationales Steuerrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Steuerstrafrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Europäisches Zollrecht
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht (einschließlich Unternehmensnachfolge)
                                

                        

                        
                            	
                                •
                                

                            	
                                Umwandlungsrecht und Umwandlungssteuerrecht
                                

                        

                    
                

                Im Einzelnen gibt es eine erhebliche Variationsbreite, die sich den Studierenden erst aus der Lektüre der einzelnen universitären Schwerpunktbereichsordnungen erschließt. Zum Teil schließen die Veranstaltungen mit einer Semesterabschlussklausur ab, zum Teil werden Examensklausuren zur gesamten Stoffmenge geschrieben (Schwerpunktprüfung).
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                Innerhalb der Schwerpunktbereichsprüfung kommen drei Arten von Prüfungsleistungen in Betracht: Aufsichtsarbeiten, häusliche Arbeiten sowie mündliche Prüfungen.
                

                Die meisten Universitäten enthalten eine Mischung dieser Prüfungsleistungen. Auch die Gewichtung ist unterschiedlich.
                

                Die Prüfungsleistungen werden entweder im Rahmen des Schwerpunktstudiums erbracht (studienbegleitende Semesterabschlussklausuren als Aufsichtsarbeiten, Seminar im Steuerrecht etc) oder in einer gesonderten „Schwerpunktprüfung“ zum Ende des Schwerpunktstudiums.
                

                Die Aufsichtsarbeiten umfassen regelmäßig den Stoff mehrerer Vorlesungen (siehe 
                    Übersicht Rn 23) und dauern bis zu fünf Stunden. An fast jeder Fakultät ist eine häusliche Arbeit obligatorisch. Diese wird zumeist in den Semesterferien mit einer Bearbeitungszeit von vier bis acht Wochen durchgeführt. Die Form der häuslichen Arbeit ist unterschiedlich: Zumeist werden Seminararbeiten angeboten (wissenschaftliche Arbeit zu einem bestimmten Thema mit anschließendem mündlichen Vortrag und Diskussion
                    
                        [1]
                    ). Seltener werden Übungen (gutachterliche Lösung eines Falles) oder sonstige wissenschaftliche Arbeiten angeboten.
                

                An vielen Fakultäten werden auch mündliche Prüfungen
                    
                        [2]
                     durchgeführt.
                

                Die Regeln zur Wiederholung von Prüfungsleistungen oder Notenverbesserungen unterscheiden sich je nach Bundesland und Fakultät.
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                                    Universität
                                

                            
                            	
                                Klausuren 
                                    
Anzahl 
                                    
(Bearbeitungszeit in Stunden)
                                

                            
                            	
                                Häusliche Arbeit (Bearbeitungszeit 
                                    
in Wochen)
                                

                            
                            	
                                Mündliche 
                                    
Prüfung 
                                    
(Dauer in 
                                    
Minuten)
                                

                            
                            	
                                Gewichtung 
                                    
in %
                                

                            
                        

                    
                    
                        
                            	
                                Augsburg
                                

                            	
                                1 (4)
                                

                            	
                                Seminararbeit (4)
                                

                            	
                                ja (15)
                                

                            	
                                20:40:40
                                

                        

                        
                            	
                                Bayreuth
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Seminararbeit (6)
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                40:40:20
                                

                        

                        
                            	
                                Berlin (FU)
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Studienarbeit (8)
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                40:60
                                

                        

                        
                            	
                                Berlin (HU)
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Studienarbeit (6)
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                je 1/3
                                

                        

                        
                            	
                                Bielefeld
                                

                            	
                                3 (2)
                                

                            	
                                Hausarbeit (4)
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                50:50
                                

                        

                        
                            	
                                Bochum
                                

                            	
                                2 (1,5-2)
                                

                            	
                                Seminararbeit1 (4)
                                

                            	
                                ja
                                

                            	
                                50:40:10
                                

                        

                        
                            	
                                Bonn
                                

                            	
                                6 (2)2
                                

                            	
                                Seminararbeit (6)
                                

                            	
                                ja
                                

                            	
                                60:403
                                

                        

                        
                            	
                                Bremen
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                Themenarbeit (4)
                                

                            	
                                ja (20–30)
                                

                            	
                                60:40
                                

                        

                        
                            	
                                Düsseldorf
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Seminararbeit oder Übung (4)
                                

                            	
                                ja (15)
                                

                            	
                                40:30:30
                                

                        

                        
                            	
                                Erlangen-Nürnberg
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                Seminararbeit (4)
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                50:50
                                

                        

                        
                            	
                                Frankfurt/Main
                                

                            	
                                4 (2-3)2
                                

                            	
                                wissenschaftliche Hausarbeit (8)
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                60:40
                                

                        

                        
                            	
                                Frankfurt/Oder
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                Hausarbeit (6)
                                

                            	
                                ja (30)
                                

                            	
                                60:40
                                

                        

                        
                            	
                                Freiburg
                                

                            	
                                1 bis 34 (2-4)
                                

                            	
                                Studienarbeit (4)
                                

                            	
                                grds. ja (20-25)
                                

                            	
                                50:50
                                

                        

                        
                            	
                                Gießen
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                Hausarbeit (4)
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                2/3:1/3
                                

                        

                        
                            	
                                Göttingen
                                

                            	
                                /
                                

                            	
                                /
                                

                            	
                                /
                                

                            	
                                /
                                

                        

                        
                            	
                                Greifswald
                                

                            	
                                /
                                

                            	
                                /
                                

                            	
                                /
                                

                            	
                                /
                                

                        

                        
                            	
                                Halle-Wittenberg
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                wiss. Prüfungsarbeit (6)
                                

                            	
                                ja (Teil 1:205, Teil 2:30)
                                

                            	
                                60:10 (Teil 1):30 (Teil 2)
                                

                        

                        
                            	
                                Hamburg (Uni)
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Studienbegleitende Hausarbeit (4)
                                

                            	
                                ja (15)
                                

                            	
                                30:40:30
                                

                        

                        
                            	
                                Hamburg (Bucerius Law School)
                                

                            	
                                2 (3)
                                

                            	
                                Themenarbeit (4)
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                40:40:20
                                

                        

                        
                            	
                                Hannover
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                Studienarbeit (6) inkl. Referat (20 min)
                                

                            	
                                ja (15)
                                

                            	
                                40 (Studienarbeit):10 (Referat):50
                                

                        

                        
                            	
                                Heidelberg
                                

                            	
                            	
                                Studienarbeit (4)
                                

                            	
                                ja (15)
                                

                            	
                                50:50
                                

                        

                        
                            	
                                Jena
                                

                            	
                                mind. 2 (2)
                                

                            	
                                wissenschaftliche Arbeit (4)
                                

                            	
                                in Form der Verteidigung der wiss. Arbeit
                                

                            	
                                50:40:10
                                

                        

                        
                            	
                                Kiel
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                wissenschaftliche Arbeit (4)
                                

                            	
                                ja (Teil 1: Verteidigung und Teil 2: Prüfung, je 30)
                                

                            	
                                50:20 (Teil 1):30 (Teil 2)
                                

                        

                        
                            	
                                Köln
                                

                            	
                                3 (2-3)
                                

                            	
                                Seminararbeit (6) mit Vortrag (10-30 min)
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                45:55
                                

                        

                        
                            	
                                Konstanz
                                

                            	
                            	
                                Studienarbeit (6) mit Vortrag (10 min)
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                50:50
                                

                        

                        
                            	
                                Leipzig
                                

                            	
                                1 (4)
                                

                            	
                                Seminararbeit (8) mit Verteidigung
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                1/3:2/3
                                

                        

                        
                            	
                                Mainz
                                

                            	
                                2 (3)
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                je 1/3
                                

                        

                        
                            	
                                Mannheim
                                

                            	
                                1 (4)
                                

                            	
                                Seminararbeit (4)
                                

                            	
                                ja (15)
                                

                            	
                                40:40:20
                                

                        

                        
                            	
                                Marburg
                                

                            	
                                4 (2)
                                

                            	
                                Seminararbeit (6)
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                60:40
                                

                        

                        
                            	
                                München
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Seminararbeit (6) mit Vortrag (20-30 min)
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                50:50
                                

                        

                        
                            	
                                Münster
                                

                            	
                                7 (2)
                                

                            	
                                Seminararbeit 
                                    
(mind. 4) mit Vortrag
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                70:30
                                

                        

                        
                            	
                                Osnabrück
                                

                            	
                                Keine
                                

                            	
                                Seminararbeit (4) mit Vortrag
                                

                            	
                                ja (24)
                                

                            	
                                50 (40 schriftliche Seminararbeit, 10 Vortrag):50
                                

                        

                        
                            	
                                Passau
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Seminararbeit (6)
                                

                            	
                                ja (25)
                                

                            	
                                30:30:40
                                

                        

                        
                            	
                                Potsdam
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Seminararbeit (6) mit Vortrag
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                40:60
                                

                        

                        
                            	
                                Regensburg
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                Studienarbeit (4)
                                

                            	
                                ja (20-30)
                                

                            	
                                2/3:1/3
                                

                        

                        
                            	
                                Saarland
                                

                            	
                                2 (5)
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                ja (20)
                                

                            	
                                siehe Fn 6
                                

                        

                        
                            	
                                Trier
                                

                            	
                                1 (5)7
                                

                            	
                                Studienarbeit (4) mit Vortrag
                                

                            	
                                ja (10)
                                

                            	
                                je 1/3
                                

                        

                        
                            	
                                Tübingen
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                keine
                                

                            	
                                ja (15)
                                

                            	
                                60:40
                                

                        

                        
                            	
                                Würzburg
                                

                            	
                                1 (5)
                                

                            	
                                Studienarbeit (6) mit Vortrag
                                

                            	
                                nein
                                

                            	
                                50:50
                                

                        

                    
                

                
                    	
                            
                                
                                    	
                                            1
                                            
	
                                            Bei Erschöpfung der Seminarkapazität erhalten die Studierenden ohne Seminarzuweisung eine fallbezogene Übungshausarbeit.
                                            

                                    

                                
                            

                            
                                
                                    	
                                            2
                                            
	
                                            Mindestens eine Leistung kann (ggf) auch mündlich erbracht werden.
                                            

                                    

                                
                            

                            
                                
                                    	
                                            3
                                            
	
                                            Nur die besten vier Klausuren gehen in die Wertung ein.
                                            

                                    

                                
                            

                            
                                
                                    	
                                            4
                                            
	
                                            Alternativ können eine oder zwei Klausuren mit einer Gesamtbearbeitungszeit von höchstens vier Stunden durch mündliche Prüfungen ersetzt werden (12-16 Minuten, wenn Bearbeitungszeit der zu ersetzenden Klausur zwei Stunden und 18-24 Minuten, wenn Bearbeitungszeit der zu ersetzenden Klausur drei Stunden beträgt).
                                            

                                    

                                
                            

                            
                                
                                    	
                                            5
                                            
	
                                            Die mündliche Leistung erfolgt in Form des Seminarvortrags und geht als gesonderter Prüfungsteil in die Bewertung ein.
                                            

                                    

                                
                            

                            
                                
                                    	
                                            6
                                            
	
                                            Die Punktzahl jeder Klausur ist mit 1,5 und die Note der mündlichen Prüfung ist mit 1,25 zu vervielfältigen. Die Summe wird durch 4,25 geteilt.
                                            

                                    

                                
                            

                            
                                
                                    	
                                            7
                                            
	
                                            Übergangsweise (bis 2022) kann statt der Studienarbeit noch eine weitere Aufsichtsarbeit geschrieben werden.
                                            

                                    

                                
                            

                    

                

                
                    Stand
                    : Juni 2021
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                Schlüssel zu einer gelungenen Fallbearbeitung sind nicht nur Verständnis und Einzelwissen im Bereich des materiellen Rechts, sondern auch die Beherrschung der juristischen Arbeitsmethode
                    
                        [3]
                    . Die Grundsätze der juristischen Arbeitsweise sind Studierenden der Betriebswirtschaftslehre, die sich im Rahmen des Wahlpflichtbereichs auf das Steuerrecht spezialisieren, naturgemäß fremd. Gleichwohl wird von Ihnen erwartet, dass sie diese in der Klausur anwenden können und eine „handwerklich“ saubere Lösung präsentieren.
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                Aber auch Studierende der Rechtswissenschaft sollten sich mit den Besonderheiten vertraut machen, die die Fallbearbeitung im Steuerrecht aufweist. Diese hängen mit dem Charakter des Rechtsgebiets zusammen. Erst die richtige Arbeitstechnik versetzt den Rechtsanwender in den Stand, sein materielles Wissen in der Fallbearbeitung richtig umzusetzen. Das sichere Beherrschen der Arbeitsmethode bietet auch immer die Chance, die eigene Klausur unabhängig vom materiell-rechtlichen Ergebnis positiv von anderen abzuheben.
                

            

        

        
            
        

            I.
             
            Besonderheiten steuerrechtlicher Fälle
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                Erfahrungsgemäß haben die Studierenden auf dem Gebiet des Steuerrechts Schwierigkeiten mit dem Umfang des Rechtsstoffs. Es herrscht Unsicherheit über das, was man für die Klausur wissen muss. Das Steuerrecht ist ein Rechtsgebiet, das schnellen Veränderungen unterliegt und sich ständig in Bewegung befindet. Dies gilt nicht nur für den Bereich der Gesetzgebung, sondern liegt auch an der weitreichenden Bedeutung untergesetzlicher Normen (zB der EStDV). Studierende sind gezwungen, sich auf die grundlegenden Strukturen (insbesondere das Zusammenspiel der einzelnen Gesetze) und Prinzipien des Steuerrechts zu konzentrieren. Gute Kenntnisse der Systematik des Rechtsgebiets und der juristischen Methodik sind die Mittel, mit denen unbekannte Rechtsfragen aus dem Gesetz heraus gelöst werden können. Dies ist in anderen Rechtsgebieten nicht anders, gilt aber für das Steuerrecht in besonderem Maße. Dazu kommt, dass der Rechtsanwender im Steuerrecht häufig den hinter den Normen stehenden wirtschaftlichen Sachverhalt kennen muss, um die Norm und ihren Regelungsinhalt verstehen zu können. Erst dann lässt sich herausfinden, wo im Gesetz den Schlüssel zur Lösung des Falles zu finden ist.
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                Detaillierte Kenntnisse der Rechtsprechung auf dem Gebiet des Steuerrechts werden in Klausuren und in der mündlichen Prüfung nicht erwartet. Dies schließt nicht aus, dass die Kenntnis zentraler Entscheidungen, die die Auslegung und Anwendung einzelner Rechtsnormen betreffen, hilfreich ist. Auch Detailfragen, die die Steuergesetze regeln, werden – vor allem, wenn sie komplex sind (zB § 4h EStG) – nicht als bekannt vorausgesetzt. Das Gleiche gilt für die – teils umfangreichen – Verwaltungsanweisungen, die im universitären Steuerrechtsstudium nicht Gegenstand von Ausbildung und Prüfung sind.
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                Das Steuerrecht ist ein Grenzgebiet im Schnittpunkt mehrerer Fachdisziplinen. Mit dem Steuerrecht befasst sich nicht nur die Rechtswissenschaft, sondern – aus volkswirtschaftlicher Sicht – auch die Finanzwissenschaft sowie – aus betriebswirtschaftlicher Sicht – die betriebliche Steuerlehre. Juristinnen und Juristen müssen daher im Steuerrecht in wirtschaftlichen Kategorien denken. Die Antwort auf eine bestimmte Rechtsfrage kann anders als in anderen Rechtsgebieten häufig erst gegeben werden, wenn bestimmte wirtschaftliche Denkschritte vollzogen sind (etwa bei der Bilanzierung). Dies schlägt sich in der Fallbearbeitung nieder. Häufiger als in anderen Rechtsgebieten sind Berechnungen durchzuführen – wenngleich diese nicht im Zentrum stehen (und häufig auch Taschenrechner als Hilfsmittel zugelassen sind). Berührungspunkte hat das Steuerrecht auch mit dem Zivilrecht, insbesondere dem Handels- und Gesellschaftsrecht.
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                        Beispiel aus 
                            Fall 6:
                        
                    

                    Um festzustellen, ob den A eine Buchführungspflicht trifft, muss geprüft werden, ob er Kaufmann iSv § 238 HGB ist.
                    

                

                Anders als in anderen Bereichen des öffentlichen Rechts fehlt der Klausur im Steuerrecht häufig die prozessuale Einkleidung des Falles. Das Prozessrecht spielt daher im Gegensatz zum sonstigen öffentlichen Recht in der Fallbearbeitung eine eher untergeordnete Rolle. Häufigste prozessrechtliche Konstellation ist die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Einspruchs nach §§ 347–354 AO. Nur in Ausnahmefällen ist nach der Zulässigkeit und Begründetheit einer finanzgerichtlichen Klage nach §§ 33 ff FGO gefragt. Eine prozessuale Einkleidung wird sich meist nur dort finden, wo steuerrechtliche Besonderheiten zu beachten sind (zB die Bindungswirkung eines Grundlagenbescheides, § 351 Abs. 2 AO; s. 
                    Fall 4). Die untergeordnete Bedeutung des Prozessrechts bringt für die Studierenden den Nachteil mit sich, dass ihnen – anders als im Verwaltungsrechtsfall, in dem die richtige Klageart auch schon den Aufbau der Begründetheitsprüfung vorgibt
                    
                        [4]
                     – oftmals ein bekanntes Prüfungsschema fehlt, das den Einstieg in die Falllösung erleichtert und als Raster Orientierung beim Lösungsweg bieten kann. Andererseits besteht dadurch aber nicht so sehr die Gefahr, dass die Studierenden durch stures „Durchdeklinieren“ des Schemas auch Unproblematisches breit ausführen. Die Palette der Aufgabenstellungen und Fallfragen in der steuerrechtlichen Fallbearbeitung ist breit, so dass ein Prüfungsprogramm häufig „aus dem Stehgreif“ entwickelt werden muss. Wem sich die Verzahnung der einzelnen Rechtsnormen erschließt, wird dies durchaus gelingen. Allerdings werden in steuerrechtlichen Fallbearbeitungen ohnehin häufig die steuerlichen Auswirkungen mehrerer einzelner Geschäftsvorfälle oä zu begutachten sein, so dass der Aufbau in diesen Fällen schon unmittelbar aus den einzelnen Elementen der Aufgabenstellung folgt. Wie stets in juristischen Fallbearbeitungen sollte auf die Aufgabenstellung und etwaige Bearbeitungsvermerke geachtet werden, hieraus ergeben sich oft Erleichterungen oder Hilfestellungen.
                

            

        

        
            
        

            II.
             
            Die steuerrechtliche Klausur
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                Jede Falllösung vollzieht sich in vier Einzelschritten: dem vollständigen Erfassen des Sachverhalts (1), dem richtigen Verstehen der Fallfrage (2), der Entwicklung eines tragfähigen Lösungskonzepts (3) und schließlich der schriftlichen Ausarbeitung der gutachterlichen Lösung (4).
                

            

        

        
            
        

            1.
             
            Behandlung des Sachverhalts
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                Ausgangspunkt der Fallbearbeitung ist der zu bearbeitende Sachverhalt. Fehler beim Erfassen des Sachverhalts sind ebenso vermeidbar wie folgenschwer. Wer von einem unzutreffenden Sachverhalt ausgeht, erzielt eine unzutreffende Lösung. Die (an sich selbstverständliche) Forderung, beim Lesen des Sachverhalts sorgfältig vorzugehen, kann daher nicht oft genug wiederholt werden. Zum besseren Verständnis des Sachverhalts empfiehlt sich unter Umständen auch das Anfertigen einer übersichtlichen Skizze, die das Verhältnis der Beteiligten oder auch die Beteiligungsverhältnisse an Gesellschaften verdeutlicht
                    
                        [5]
                    . Diese kann im weiteren Verlauf der Bearbeitung immer wieder zu Rate gezogen werden, wenn Unklarheiten über den Sachverhalt aufkommen.
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                Schon beim Lesen des Sachverhalts ist zu fragen, wo die tatsächlichen Probleme liegen und warum der Sachverhalt wohl bestimmte Informationen (zB Daten, die regelmäßig darauf hinweisen, dass Fristen eine Rolle spielen) enthält. Dies erleichtert die Schwerpunktsetzung innerhalb der rechtlichen Würdigung. Niemals sollte man demgegenüber versuchen, die 
                    rechtlichen
                     Probleme des Klausurfalles intuitiv zu erkennen. Ein häufiger Fehler liegt darin, vorschnell anzunehmen, es handele sich um die Nachbildung eines bekannten Urteils oder Lehrbuchfalls. Zwar sind viele Klausuren durch aktuelle Rechtsprechung inspiriert, nur selten werden die Probleme aber eins zu eins übernommen. Wird versucht, dem zu bearbeitenden Fall die Lösung eines aus der Übung, Vorlesung oder Literatur bekannten Falles überzustülpen, läuft der Bearbeiter Gefahr, den Sachverhalt umzudeuten (sog. „Sachverhaltsquetsche“). Er löst dann einen „falschen Fall“ und beantwortet Fragen, die so nicht gestellt waren.
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                Der Sachverhalt ist unbedingt als feststehend hinzunehmen und bei der Bearbeitung nicht (beispielsweise als lebensfremd) in Zweifel zu ziehen oder gar zu korrigieren
                    
                        [6]
                    . Sachverhaltslücken finden sich in aller Regel nicht. Vermuten Sie bei der Bearbeitung eine solche Lücke, also das Fehlen bestimmter tatsächlicher Angaben, die zur Behandlung eines im Sachverhalt angelegten Rechtsproblems notwendig sind, so sollte dies zunächst Anlass dazu geben, den gewählten Lösungsansatz oder die Relevanz der vermeintlich fehlenden Information noch einmal zu überdenken. Schweigt der Sachverhalt zu einem relevanten Punkt, ist er lebensnah auszulegen (Sachverhaltsauslegung)
                    
                        [7]
                    .
                

                Auf sog. „innere Tatsachen“ (also Willens- und Wollensvorgänge der Beteiligten) muss häufig aus den gegebenen Sachverhaltsinformationen geschlossen werden. So ist in 
                    Fall 1 die Frage der Gewinnerzielungsabsicht nach den im Sachverhalt geschilderten äußeren Umständen zu beurteilen.
                

            

        

        
            
                34
                

            

            
                
                Der Sachverhalt muss umfassend ausgewertet werden. Er enthält in der Regel keine überflüssigen Informationen, also Angaben, die für die Falllösung entbehrlich wären. Ausschmückendes Beiwerk lässt sich regelmäßig auf den ersten Blick erkennen. Paragraphenangaben können wertvolle Hinweise auf anzuwendende, unbekanntere Rechtsnormen liefern. Diese Verweise sind daher unbedingt nachzulesen. Wertvolle Hilfestellung für die Falllösung bieten vor allem auch die im Sachverhalt zitierten Rechtsansichten der Beteiligten. Aus ihnen kann in aller Regel auf ein im Sachverhalt angelegtes Rechtsproblem geschlossen werden, dessen Behandlung und Lösung erwartet wird. Dies gilt vor allem, wenn die tatsächlichen Angaben im Sachverhalt unzureichende Hinweise geben oder Zweifel bestehen, ob ein Problem überhaupt angesprochen werden soll; bisweilen soll – bei schwierigen Fällen – den Studierenden auch lediglich ein „Tipp“ gegeben werden.
                

                
                    
                    
                        Beispiel:
                        
                    

                    Die Verfassungsmäßigkeit oder Europarechtskonformität einer Norm ist in Klausuren und Hausarbeiten regelmäßig nur dann zu thematisieren, wenn sich aus der Aufgabenstellung entsprechende Hinweise ergeben
                        
                            [8]
                        . Ein solcher Hinweis wird häufig darin bestehen, dass ein Akteur des Falles mit der Ansicht zitiert ist, die Norm sei verfassungs- oder gemeinschaftsrechtswidrig.
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                Die Falllösung muss sich der Sache nach mit allen geäußerten Rechtsansichten auseinandersetzen. Die im Zusammenhang mit einer Rechtsansicht geäußerten Tatsachen (nicht die 
                    rechtliche
                     Bedeutung, die ihnen von den Beteiligten beigemessen wird) sind, auch wenn sie an anderer Stelle nicht noch einmal ausdrücklich Erwähnung finden, wie die übrigen Sachverhaltsinformationen als feststehend hinzunehmen.
                

                
                    
                    
                        Beispiel (
                            Fall 1):
                        
                    

                    Im Sachverhalt heißt es: „Die steuerliche Berücksichtigung der Spenden lässt das Finanzamt ebenfalls nicht zu. Ein Nachweis der Geldspende durch den Kontoauszug und den Beleg des DRK eV reiche als Zuwendungsbestätigung nicht aus.“ Durch den Konjunktiv wird deutlich, dass es sich um eine Rechtsansicht der Behörde handelt. Die Falllösung muss auf das Problem eingehen. Auch wenn der Kontoauszug im Sachverhalt zuvor nicht erwähnt wäre, muss davon ausgegangen werden, dass (nur) ein solcher vorgelegt worden ist.
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                Beim Lesen des Sachverhaltes sollten Sie sich schließlich nicht dadurch verunsichern lassen, dass dieser scheinbar eine entlegene und Ihnen unbekannte Materie berührt. Diese Bezüge dienen – bei fairer Aufgabenstellung – lediglich als Aufhänger für Probleme des bekannten Lernstoffs. In der Regel führt der Lösungsweg schnell wieder ins „gewohnte Fahrwasser“. Dennoch erwarten Ihre Prüferinnen und Prüfer, dass Sie auch entlegenere Normen auffinden und unter deren Tatbestandsvoraussetzungen subsumieren können. Saubere Arbeitsweise und Methodik, nicht aber inhaltliche Kenntnisse, sind dann gefragt. Die Arbeit des Steuerjuristen und des BWL-Studierenden ist – jedenfalls in der universitären Ausbildung – in erster Linie Arbeit am Gesetz.
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                Besonderheiten gelten für das Fachhochschulstudium mit dem Ziel der Erlangung eines Abschlusses als Diplom-Finanzwirt/-in. Die Finanzbeamtinnen und -beamten sind auch an von übergeordneten Behörden (insbesondere den Ministerien) erlassene Richtlinien – sog. Innenrecht – gebunden. Für die Gerichte, aber auch für die Fallbearbeitung, enthalten die Richtlinien jedoch nur eine Rechtsansicht unter mehreren
                    
                        [9]
                    .
                

            

        

        
            
        

            2.
             
            Bedeutung der Fallfrage
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                Angesichts der Vielfalt möglicher Fallkonstellationen in der steuerrechtlichen Klausur kommt es besonders auf das genaue Erfassen und das richtige Verständnis der Fallfrage an. Fallfragen bedürfen häufig der Konkretisierung durch den Bearbeiter.
                

                
                    
                    
                        Beispiel:
                        
                    

                    Anders als die eindeutige Fallfrage in den 
                        Fällen 10 und 
                        6 („Wie hoch ist das zu versteuernde Einkommen?“) ist die Fallfrage in 
                        Fall 3 („Führt die Tätigkeit des Z zu steuerbaren Einkünften?“) konkretisierungsbedürftig. Sie muss im Lichte der gegebenen Sachverhaltsinformationen ausgelegt werden. Der Sachverhalt zu 
                        Fall 7 enthält Angaben, die eine konkrete Berechnung auch der Höhe der Einkünfte erlauben. In 
                        Fall  4 fehlen solche Sachverhaltsinformationen. Hier ist nur nach der Art der Einkünfte gefragt. In 
                        Fall 9 sind allgemein die „steuerlichen Auswirkungen“ bestimmter Vorgänge zu beurteilen. Hier ist die Frage also weniger konkret formuliert, so dass sich der Bearbeiter selbst darüber klar werden muss, unter welchem rechtlichen Gesichtspunkt die Sachverhaltsinformationen bedeutsam werden können. Im Zivilrecht entspricht dem die Fallfrage: „Wie ist die Rechtslage?“.
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                Die Fallfrage – aber auch nur diese – muss so umfassend wie möglich beantwortet werden. Dabei ist der Fall im Gutachten unter jedem rechtlichen Gesichtspunkt zu behandeln. Ausführungen, die nicht zur Beantwortung der Fallfrage beitragen, sind überflüssig und damit als falsch zu werten, weil eine praxisnahe (und daher effiziente) Lösung erwartet wird
                    
                        [10]
                    .
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                Die Bearbeitung mehrerer Fallfragen (vgl 
                    Fall 3 oder 
                        Fall 11) sollte grundsätzlich in der Reihenfolge erfolgen, wie sie der Klausursteller vorgegeben hat. Oft bauen weitere Fragen auf den Ergebnissen zur ersten Frage auf. Sind die Fallfragen inhaltlich voneinander unabhängig, kann die Reihenfolge auch variiert werden. In der Niederschrift muss aber deutlich werden, auf welche Aufgabenstellung sich die Ausführungen jeweils beziehen. Ist nach den Erfolgsaussichten eines Einspruchs oder einer Klage gefragt, muss die Zulässigkeit des Rechtsbehelfs vor dessen Begründetheit geprüft werden. Dies folgt daraus, dass das Gericht (oder die Behörde) nur dann in die Sachprüfung eintritt, wenn die Zulässigkeitsvoraussetzungen vorliegen. Kommt die Bearbeitung zum Ergebnis der Unzulässigkeit des Rechtsbehelfs, so muss die Begründetheitsprüfung im Wege eines Hilfsgutachtens vorgenommen werden.
                

                
                    
                    Vereinzelt wird nur eine Zulässigkeitsprüfung oder nur eine Begründetheitsprüfung verlangt.
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                Abwandlungen führen in der Regel zu einer anderen rechtlichen Lösung (Klausurtaktik: Es soll ein neues/zusätzliches Problem behandelt werden); soweit sich frühere Ausführungen wiederholen, kann auf den bereits bearbeiteten Grundfall verwiesen werden. Oberstes Gebot bleibt aber auch hier die Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit des eingeschlagenen Lösungsweges. Vereinzelt werden auch reine Wissensfragen gestellt, um diejenigen Bereiche des Lernstoffs abzudecken, die nur schwer in eine Falllösung integriert werden können.
                

                
                    
                    In 
                        Fall 10 wird – losgelöst vom Sachverhalt – verlangt, kurz die Wirkungsweise von Freistellungs- und Anrechnungsmethode zu beschreiben.
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                Im Steuerrecht kann nur in Teilbereichen auf „klassische“ Prüfungsschemata zurückgegriffen werden. Ausgehend von der Fallfrage im Einzelfall wird den Studierenden abverlangt, einen Obersatz zu bilden, der das „Prüfungsprogramm“ vorgibt. Die Fallfrage gibt damit den „Einstieg“ in die Fallbearbeitung vor. Aus ihr sind die (Ober-) Sätze zu gewinnen, die an der Spitze des Rechtsgutachtens stehen. Hier ist mit besonderer Sorgfalt vorzugehen. Die notwendigen Einzelschritte zur Beantwortung der Fallfrage müssen präzise und verständlich herausgearbeitet werden, um der Gefahr eines „Besinnungsaufsatzes“
                    
                        [11]
                     zu entgehen.
                

            

        

        
            
        

            3.
             
            Entwurf eines Lösungskonzepts
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                Der Entwurf eines Lösungskonzepts beginnt mit dem Identifizieren der durch den Fall aufgeworfenen Rechtsfragen und dem Auffinden der fallrelevanten Normen. Hier kommt es zunächst weniger auf fachliches Detailwissen als vielmehr auf den im Rechtsgebiet gewonnenen Überblick an. Alle Bestimmungen, die als Ausgangspunkt der Falllösung ernsthaft in Betracht kommen oder auf dem weiteren Lösungsweg eine Rolle spielen könnten, sollten notiert werden.
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                Anschließend sollte stichwortartig eine Lösungsskizze erstellt werden, die als Grundlage für die spätere Niederschrift der Falllösung dient. Sie sollte so ausführlich sein, dass der gesamte Lösungsweg vollständig durchdacht ist. Erfahrungsgemäß fällt es schwer, bei „unliebsamen Überraschungen“ während des Schreibens (etwa wenn Sie während des Schreibens feststellen, eine zentrale Norm übersehen zu haben) den eingeschlagenen Weg noch einmal zu korrigieren. Es bietet sich an, die Stichpunkte auch optisch – etwa durch Einrücken untergeordneter Punkte – zu untergliedern, damit die Struktur der Lösung besser zutage tritt. Wie viel Zeit auf das Erstellen der Lösungsskizze entfallen sollte, wird unterschiedlich beurteilt und ist individuell verschieden. Als 
                    Faustregel
                     kann gelten, dass etwa ein Drittel der Bearbeitungszeit auf die Vorüberlegungen, zwei Drittel für die Niederschrift der Lösung verwendet werden sollten. Sie sollten der Versuchung widerstehen, vorschnell mit der Niederschrift zu beginnen, nur um „etwas stehen zu haben“. Es entlastet und beschleunigt das Arbeiten deutlich, wenn der Fall bei der Niederschrift der Lösung weitgehend durchdacht ist.
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                Schon beim Entwurf des Lösungskonzeptes, also vor Beginn der eigentlichen Niederschrift, müssen Sie sich Gedanken über die richtige Schwerpunktsetzung machen. Es empfiehlt sich, schon in der Lösungsskizze deutlich zu machen, welche Punkte kurz abzuhandeln sind und welche Punkte ausführlicher Erörterung und Argumentation bedürfen. Dies kann auf dem Konzeptpapier durch farbliche Hervorhebung oder Randbemerkungen (zB ein „(P)“ für Problem) geschehen.
                

            

        

        
            
        

            4.
             
            Niederschrift der Lösung
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                Die zentrale Bedeutung der Reinschrift liegt auf der Hand; sie ist die einzige Grundlage für die Bewertung der Klausur. Durch sie wird der Nachweis erbracht, dass Sie in der Lage sind, den Fall nur unter Zuhilfenahme der Gesetzestexte umfassend rechtsgutachtlich zu würdigen und überzeugend, zumindest jedoch vertretbar, zu lösen.
                

            

        

        
            
        

            a)
             
            Gutachtentechnik
                
                    [12]
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                Gegenstand der Falllösung ist die Erstellung eines Rechtsgutachtens. Der Aufbau eines Rechtsgutachtens wird im Wesentlichen durch die Gutachtentechnik vorgegeben. Ausdrückliche, den Aufbau betreffende Erklärungen an den Leser sind überflüssig und damit verfehlt. Der Aufbau muss sich vielmehr automatisch von selbst ergeben und sich damit von selbst erklären („Der Einspruch hat Erfolg, wenn er zulässig und begründet ist. Er ist zulässig, wenn … [§§ …]. Er ist gemäß § … begründet, wenn …“).
                

            

        

        
            
        

            aa)
             
            Einzelschritte
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                Die Gutachtentechnik umfasst vier Teilschritte. Diese Schritte wiederholen sich bei jeder anzuwendenden Norm und bilden damit die „Bausteine“ des gesamten Gutachtens. Der erste Schritt besteht in der Bildung eines Obersatzes, der das mögliche Ergebnis eines jeden Denkschrittes als Hypothese formuliert. In einem zweiten Schritt, der Normbenennung, ist die gesetzliche Vorschrift zu ermitteln und zu nennen, die dieses hypothetische (Teil-)Ergebnis tragen könnte. Kernstück der Überlegungen ist der dritte Schritt, die Subsumtion des vorgegebenen Sachverhalts unter die gesetzlichen Voraussetzungen. Hier ist festzustellen, ob zwischen dem Tatbestand der Rechtsnorm und dem Sachverhalt ein Entsprechungsverhältnis besteht (juristischer Syllogismus). Zu untersuchen ist, ob die durch die Norm abstrakt vorgegebenen Voraussetzungen auch im zu bearbeitenden Sachverhalt erfüllt sind. Eine notwendige Auslegung des Sachverhalts oder der anzuwendenden Vorschrift wird an dieser Stelle vorgenommen
                    
                        [13]
                    . Schließlich und viertens ist ein eindeutiges Ergebnis zu formulieren, das die Hypothese bestätigt oder verwirft und so die Antwort auf die einleitende Frage gibt. Die vier Schritte verdeutlicht folgendes Beispiel:
                

                
                    
                    
                        Fallfrage:
                        
                    

                    Kann die selbstständige Rechtsanwältin das Gehalt für ihre Sekretärin steuermindernd als Betriebsausgaben geltend machen?
                    

                    
                        
                            
                                	
                                    
                                        
                                        Obersatz:
                                        
                                    

                                	
                                    Die Aufwendungen für das Gehalt der Sekretärin könnten Betriebsausgaben sein.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Normbenennung:
                                        
                                    

                                	
                                    Betriebsausgaben sind nach § 4 Abs. 4 EStG Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Subsumtion:
                                        
                                    

                                	
                                    Der Einsatz der Sekretärin dient der Erledigung der im Betrieb anfallenden Schreib- und Verwaltungsaufgaben.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Ergebnis:
                                        
                                    

                                	
                                    Die Aufwendungen stellen mithin Betriebsausgaben dar.
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                Abzuarbeiten sind im Laufe der Bearbeitung alle ernsthaft in Betracht kommenden Normen, also alle Rechtsnormen, die möglicherweise die Antwort auf die eingangs gestellte Rechtsfrage geben oder zu ihrer Lösung beitragen. Da die Rechtslage im juristischen Gutachten 
                    umfassend
                     zu erörtern ist, genügt es nicht, nur 
                    eine
                     Norm zu identifizieren, die das Ergebnis am Ende trägt. Dies entspricht der Vorgehensweise in anderen Rechtsgebieten: Im Zivilrecht sind weitere Anspruchsgrundlagen auch dann zu prüfen, wenn die erste den Anspruch bereits trägt. Im Strafrecht müssen alle in Betracht kommenden Straftatbestände erörtert werden, auch wenn einzelne auf der Konkurrenzebene zurücktreten. Im Öffentlichen Recht sind formelle und materielle Rechtmäßigkeit eines Bescheides auch dann zu prüfen, wenn der Bescheid bereits aus dem ersten Grund rechtswidrig ist. Nicht heranzuziehen sind jedoch Normen, die ganz offensichtlich nichts zur Lösung beitragen.
                

            

        

        
            
                50
                

            

            
                
                Die herangezogenen Normen enthalten zudem in aller Regel nicht nur ein, sondern mehrere Tatbestandsmerkmale. Da wiederum jedes für sich der Prüfung bedarf, wiederholen sich die genannten Schritte der Gutachtentechnik innerhalb eines Tatbestandes mehrfach. Innerhalb der Normprüfung sind dann weitere Normen (sog. Hilfsnormen) heranzuziehen und anzuwenden, die die einzelnen Tatbestandsmerkmale ausfüllen. Erst wenn die Prüfung aller Tatbestandsmerkmale abgeschlossen ist, kann die Frage nach dem Eingreifen der in der Norm angeordneten Rechtsfolge beantwortet werden. Dies führt zu einem geschachtelten Aufbau.
                

                
                    
                    
                        Beispiel:
                        
                    

                    
                        
                            
                                	
                                    
                                        
                                        Obersatz 1:
                                        
                                    

                                	
                                    Die Spende von Wolldecken an das Deutsche Rote Kreuz e.V. könnte als Sonderausgabe abziehbar sein.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Normbenennung 1:
                                        
                                    

                                	
                                    Nach § 10b Abs. 1 Satz 1 EStG gilt dies (bis zu einer bestimmten Höhe) für (1) Ausgaben (2) zur Förderung besonders anerkannter gemeinnütziger Zwecke.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Obersatz 2:
                                        
                                    

                                	
                                    Bei der Spende müsste es sich daher zunächst um eine Ausgabe handeln.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Normbenennung 2:
                                        
                                    

                                	
                                    Als Ausgabe gilt nach § 10b Abs. 3 Satz 1 EStG auch die Zuwendung von Wirtschaftsgütern.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Subsumtion 2:
                                        
                                    

                                	
                                    Die dem Deutschen Roten Kreuz überlassenen Wolldecken sind Wirtschaftsgüter.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Ergebnis 2:
                                        
                                    

                                	
                                    Die Spende ist eine Ausgabe im Sinne von § 10b Abs. 1 Satz 1 EStG.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Obersatz 3:
                                        
                                    

                                	
                                    Auch müsste sie der Förderung eines besonders anerkannten gemeinnützigen Zwecks gedient haben.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Normbenennung 3:
                                        
                                    

                                	
                                    Gem. § 10b Abs. 1 EStG, § 52 Abs. 2 Nr 9 AO ist die Förderung des Wohlfahrtswesens, sind insb Zwecke der Verbände der freien Wohlfahrtspflege als gemeinnützig anerkannt.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Subsumtion 3:
                                        
                                    

                                	
                                    Das Deutsche Rote Kreuz ist ein solcher Verein.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Ergebnis 3:
                                        
                                    

                                	
                                    Die Spende dient somit auch der Förderung eines Zwecks im Sinne von § 10b Abs. 1 Satz 1 EStG.
                                    

                            

                            
                                	
                                    
                                        Ergebnis 1:
                                        
                                    

                                	
                                    Die Spende ist mithin als Sonderausgabe abziehbar.
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                Sollte ausnahmsweise von mehreren Tatbestandsmerkmalen einer Vorschrift nur eines problematisch sein, so genügt es, sich damit auseinanderzusetzen. Sprachlich muss dabei aber zum Ausdruck gebracht werden, dass die anderen Tatbestandsmerkmale nicht vergessen wurden.
                

                
                    
                    
                        Beispiel:
                        
                    

                    „Problematisch ist 
                        allein,
                         ob …“
                    

                

            

        

        
            
        

            bb)
             
            Gesamtaufbau
            

        
            
                52
                

            

            
                
                Ausgangspunkt für die gutachtliche Lösung sind ein oder mehrere Obersätze, die an der Spitze des Gutachtens stehen und die sich aus der Fallfrage ableiten. Werden alle in Frage kommenden Rechtsnormen erkannt und in ihre Tatbestandsmerkmale zerlegt, wird die Lösung des Falles im Idealfall fast mechanisch erreicht. Der Gesamtaufbau des Gutachtens ergibt sich dann von selbst. Die Falltechnik darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich in der Regel auch Subsumtionsprobleme stellen, die nur mit hohem Argumentationsaufwand zu lösen sind. So würde eine bloße Subsumtionstechnik – wie in 
                    Rn 48 beschrieben – für die Falllösung nicht genügen, wenn die Frage lautete, ob ein Student, der mit dem Ziel, Rechtsanwalt zu werden, Jura studiert, die Kosten für das Studium als Betriebsausgaben geltend machen kann. Vielmehr kommt es auf eine gelungene Argumentation und Verarbeitung des Meinungsstands an (dazu 
                    Rn 60 ff).
                

            

        

        
            
                53
                

            

            
                
                Um die Fallfrage in – hypothetisch formulierte – Obersätze zu übersetzen, ist es häufig notwendig, die Fallbearbeitung mit einer allgemein gültigen Aussage beginnen zu lassen, die die zur Beantwortung der Frage notwendigen Prüfungsschritte verdeutlicht.
                

                Diese (abstrakte) Aussage darf nicht konjunktivisch formuliert werden, wenn sie als solche feststeht. Die Probleme der Fallfrage werden durch diesen „Vorspann“ in Unterprobleme aufgespalten, für deren Lösung das Gesetz jeweils eine Rechtsnorm bereithält. Die Lösung jedes Prüfungsschritts kann dann mit einem eigenen Obersatz eingeleitet werden.
                

                
                    
                    
                        Beispiel:
                        
                    

                    In 
                        Fall 1 ist danach gefragt, ob das Finanzamt einen Steuerbescheid ändern kann. Daraus ergibt sich folgende Einleitung: „Das Finanzamt kann den Steuerbescheid ändern, wenn eine der Korrekturvorschriften eingreift (= allgemein gültige Aussage). In Betracht kommt eine Änderung gemäß § 172 Abs. 1 S. 1 Nr 2 lit. d iVm § 173 Abs. 1 Nr 1 AO wegen Verlusten aus der Tätigkeit als Steuerberater (= Obersatz).“
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                Durch die Formulierung kann auch deutlich gemacht werden, dass der Bearbeiter sein Prüfungsprogramm (zunächst) auf einzelne Prüfungspunkte beschränkt, auf die es im konkreten Fall einzig ankommt. Auf richtige logische Verknüpfung der einzelnen Tatbestandsmerkmale ist zu achten: Varianten und Alternativen werden mit „oder“, kumulativ erforderliche Merkmale mit „und“ verbunden. In der Zulässigkeitsprüfung ist ein alle Zulässigkeitsvoraussetzungen zusammenfassender Obersatz entbehrlich.
                

                
                    
                    In 
                        Fall 2 sind die Erfolgsaussichten eines Einspruchs (gegen einen Ermessensakt) zu prüfen. „Der Einspruch hat Erfolg, wenn er zulässig und begründet ist.“ Da die Begründetheitsprüfung eines Einspruchs nicht nur dessen Rechtmäßigkeit und die Rechtsverletzung auf Seiten des Einspruchsführers, sondern auch die Zweckmäßigkeit des Bescheides umfasst, muss in der Lösung, die nur die beiden ersten Punkte erörtert, formuliert werden: „Der Einspruch ist 
                        zumindest
                         dann begründet . . .“. Nur so wird deutlich, dass Sinn und Zweck des Einspruchsverfahrens (nämlich auch die behördliche Überprüfung der Zweckmäßigkeit) verstanden ist.
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                Sind die Tatbestandvoraussetzungen einer Norm, aus der sich die gewünschte Rechtsfolge ergibt, nicht erfüllt, sind weitere in Frage kommende Normen zu prüfen. Im Übrigen ist zu fragen, ob Ausnahmevorschriften eingreifen. Während sich der Aufbau im Idealfall nahezu von selbst ergibt, ist auch bei der Niederschrift der Lösung auf die richtige Gewichtung zu achten. Verständlich ist die Neigung der meisten Studierenden, Bekanntes und eher Unproblematisches breit abzuhandeln, um dort „Wissen abzuladen“ und vorhandene Kenntnisse des materiellen Rechts unter Beweis zu stellen. Die schriftliche Darstellung sollte sich an der bereits im Lösungsentwurf vorgenommenen Schwerpunktsetzung orientieren.
                

                
                    
                    Probleme bereitet oftmals die Einbindung von Berechnungen in das Gutachten. In aller Regel sind in der Klausur komplizierte Berechnungen nicht durchzuführen. Beträge werden fast immer gerundet, um das Rechnen zu erleichtern (vgl 
                        Fall 1, Rn 129). Die erforderlichen Berechnungen betreffen zudem in aller Regel nur überschaubare Rechenoperationen. Oft reicht es aus, die Höhe des Geldbetrages einfach in den Obersatz aufzunehmen. Sind zur Beantwortung der Fallfrage mehrere Rechenoperationen notwendig (etwa wenn die Höhe des zu versteuernden Einkommens berechnet werden soll), können die einzelnen Rechenschritte (die gleichzeitig die Prüfungsschritte sind) einleitend vorangestellt werden (vgl 
                        Fälle 6 und 
                        10). Sind längere Berechnungen notwendig, sollte darauf an geeigneter Stelle ein eigener Absatz (zur „Höhe der …“) verwendet werden. In jedem Fall sollte die Rechnung als Text ausformuliert werden.
                    

                

            

        

        
            
        

            b)
             
            Darstellungsweise
            

        
            
                56
                

            

            
                
                Die gelungene Klausur zeichnet sich auch durch sprachliche Gewandtheit aus; Verständlichkeit und Klarheit sind das oberste Gebot. Die Verwendung klarer und kurzer Sätze erleichtert es, den Leser zu führen. Die Hoffnung, dass der Leser sich aus einem ungeordneten Sammelsurium von Gedanken schon die richtigen „Codewörter“ heraussuchen werde, trügt. Die Verwendung von Zwischenüberschriften – wie sie sich im vorliegenden Fallbuch der Übersichtlichkeit halber finden – und von Gliederungszeichen ist aber in der Klausur entbehrlich
                    
                        [14]
                    . Allerdings sollte man bei der Bearbeitung den Lösungsweg durch Absätze untergliedern und den Gedankengang auf diese Weise verdeutlichen. Auf saubere Form, Lesbarkeit und vor allem Rechtschreibung ist zu achten. Diese sind das „Aushängeschild“ einer jeden Arbeit.
                

            

        

        
            
        

            aa)
             
            Gutachtenstil
            

        
            
                57
                

            

            
                
                Die Gutachtentechnik kommt sprachlich im Gutachtenstil zum Ausdruck. Während im gerichtlichen Urteil ausgehend vom Ergebnis der Überlegungen nur die Gründe dargestellt werden, die das Ergebnis tragen, muss ein Gutachten den Leser von der Hypothese ausgehend (über einzelne Zwischenergebnisse) zum Endergebnis hinführen. Aspekte, die das Ergebnis nicht tragen, bleiben im Urteil idR unerörtert. Wird ein Fall „begutachtet“, muss auch auf diese Fragen näher eingegangen werden. Sprachliche Kennzeichen des Gutachtenstils sind Signalwörter wie 
                    also, folglich
                     oder 
                    somit
                    , in denen die Schlussrichtung 
                    auf das Ergebnis hin
                     zum Ausdruck kommt. Der Urteilsstil, der vom Ergebnis aus argumentiert, zeigt sich vor allem an Signalwörtern wie 
                    da
                     oder 
                    weil.
                     Für den Studenten empfiehlt es sich dringend, auf Signalwörter des Urteilsstils zu verzichten. Die Verwendung dieser Konjunktionen wird von den Korrektoren oftmals mit dem Nichtbeherrschen der Gutachtentechnik gleichgesetzt.
                

            

        

        
            
                58
                

            

            
                
                In der Ausbildungsliteratur findet sich zuweilen der Hinweis, zur Darstellung eher unproblematischer Punkte könne auch im Rechtsgutachten auf den Urteilsstil zurückgegriffen werden. Erfahrene Bearbeiter werden sich mit der Zeit ein Gefühl für die richtige Mischung aus Gutachten- und Urteilsstil angewöhnen, oft auch einen „verkürzten Gutachtenstil“. Für eher unerfahrene Bearbeiter sei aber die Konzentration auf den Gutachtenstil empfohlen. Bei den dargestellten Stufen handelt es sich allerdings um reine Denkschritte, die ein erfahrener Bearbeiter „verinnerlicht“ hat. Auch in der ausformulierten Lösung muss nicht jeder Schritt der Gutachtentechnik (Satz für Satz) nachvollzogen werden.
                

                
                    
                    So bietet es sich häufig an, die in Frage kommende Rechtsnorm bereits in den Obersatz aufzunehmen, vgl 
                        Fall 1: „Das Finanzamt könnte 
                        gem. 
                        
                        § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr 2 lit. d
                        
                         iVm 
                        
                        § 173 Abs. 1 Nr 1 AO
                         zu einer Änderung des Einkommensteuerbescheids verpflichtet sein.“
                    

                

            

        

        
            
        

            bb)
             
            Richtiger Gebrauch der juristischen Fachsprache
            

        
            
                59
                

            

            
                
                Bei der Ausarbeitung des Gutachtens ist auf den richtigen Gebrauch der juristischen Fachsprache zu achten. Das Steuerrecht besitzt eine eigene Terminologie; die Bedeutung einzelner Begriffe unterscheidet sich dabei häufig von der Umgangssprache.
                

                
                    
                    
                        Beispiel:
                        
                    

                    § 2 Abs. 4 EStG definiert den Begriff des Einkommens als den Gesamtbetrag der Einkünfte, vermindert um die Sonderausgaben und die außergewöhnlichen Belastungen. § 2 Abs. 3 EStG bezeichnet als Gesamtbetrag der Einkünfte die Summe der Einkünfte, vermindert um den Altersentlastungsbetrag, den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende und den Abzug gemäß § 13 Abs. 3 EStG. Was Einkünfte sind, sagen § 2 Abs. 1, Abs. 2 EStG. Obwohl die Begriffe Einkommen und Einkünfte in der Umgangssprache regelmäßig synonym verwendet werden, misst das Gesetz ihnen eine unterschiedliche Bedeutung bei. In der steuerrechtlichen Fallbearbeitung sind die Begriffe daher streng zu trennen. Gleiches gilt im genannten Beispiel für die Begriffe Gesamtbetrag und Summe. Auch die Begriffe steuerbares und steuerpflichtiges Einkommen werden im Gegensatz zur Umgangssprache im Steuerrecht unterschiedlich verstanden
                        
                            [15]
                        .
                    

                

            

        

        
            
        

            c)
             
            Die Behandlung von Meinungsstreitigkeiten
            

        
            
                60
                

            

            
                
                Besondere Schwierigkeiten wirft die Darstellung und Behandlung rechtlicher Streitfragen auf. Streitfragen können die Anwendbarkeit von Normen, vor allem aber ihre Auslegung und damit die Frage betreffen, ob bestimmte Sachverhalte von der Vorschrift erfasst werden. Kommen die verschiedenen Ansichten im konkret zu entscheidenden Fall zu unterschiedlichen Ergebnissen, so ist der Meinungsstreit unter eigener Gewichtung der Argumente zu entscheiden. Nicht ausreichend ist es dann, sich einer der Ansichten ohne nähere Begründung anzuschließen. Ist der Streit nicht erheblich, weil beide Ansichten trotz verschiedener rechtlicher Begründung im konkreten Fall zum gleichen Ergebnis kommen, sollte der Meinungsstreit nicht vertieft werden und muss auch unentschieden bleiben, weil eine nähere Auseinandersetzung im Rahmen der Falllösung überflüssig wäre. Zwei Arten der Darstellung sind zu unterscheiden:
                

            

        

        
            
                61
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